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Beschluß vom 27. April 1984
- 6 TaBV 1/84 -
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Entscheidungsstichwort:
Einsicht in die Listen der Bruttolöhne und -gehälter

Gesetz:
BetrVG § 80 Abs. 2, § 79, § 23 Abs. 3; 
BGB § 242
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Prof. Dr. Röhsler, die Richter Schneider und Dörner sowie 
die ehrenamtlichen Richter Wendlandt und Schmidt be­
schlossen:

Die Rechtsbeschwerde des Antragstellers 
gegen den Beschluß des Landesarbeitsgerichts 
Hamburg vom 27. April 1984 - 6 TaBV 1/84 - 
wird mit der Maßgabe zurückgewiesen, daß ein 
Anspruch des Antragstellers auf Einsicht in 
die Listen über die Bruttolöhne und -gehälter 
zur Zeit nicht besteht.

V o n  R e c h t s  w e g e n  !

G r ü n d e :

I. Die Beteiligten streiten um das Einsichtsrecht des Be­
triebsrats in die beim Arbeitgeber geführten Bruttolohn- und 
-gehaltslisten der Arbeitnehmer.

Die Antragsgegnerin betreibt in ihrer Zweigniederlassung 
Hamburg eine Druckerei. Die dort beschäftigten Arbeitnehmer haben 
einen Betriebsrat gewählt, den Antragsteller. Der vom Antrag­
steller gebildete Personalausschuß nahm in der Vergangenheit 
mehrfach Einsicht in die Listen der Bruttolöhne und -gehälter, 
zuletzt am 25. Januar 1983. Die Antragsgegnerin hatte zuvor mit 
an den Antragsteller gerichtetem Schreiben vom 13. Dezember 1982 
die in den Bruttolohn- und -gehaltslisten enthaltenen Daten für 
geheimhaltungsbedürftig i. S. des § 79 BetrVG erklärt. Sämtli­
che Arbeitnehmer der Antragsgegnerin erhalten übertarifliche Zu­
lagen .
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Der Antragsteller veröffentlichte in einer an die Mitarbei­
ter verteilten und am Schwarzen Brett ausgehängten Betriebsrats­
information (BI) vom März 1983 eine tabellarische Aufstellung 
über die Höhe der übertariflicher Zulagen auf Wochenlohnbasis.
Die Aufstellung gliederte die übertariflichen Zulagen in den 
Jahren 1981 und 1982 in acht Gruppen. Sie berichtete sodann über 
die Anzahl der Arbeitnehmer in diesen Gruppen, aufgeteilt nach 
Kostenstellen. Der Antragsteller gab in der Betriebsratsinfor­
mation weiter die Anzahl der Fälle im Jahre 1982 bekannt, in de­
nen innerhalb der einzelnen Kostenstellen Lohnerhöhungen zwischen 
10,—  und 50,—  DM wöchentlich vorgenommen worden waren. Darauf­
hin teilte die Ar.tragsgegnerin dem Antragsteller mit, sie werde 
ihn von der Einsichtnahme in die Lohn- und Gehaltslisten zukünf­
tig ausschließen, und erklärte, diese Entscheidung erst dann neu 

, zu überdenken, wenn der Betriebsrat eine bindende Erklärung ab­
gebe, inZukunft jegliche Veröffentlichung von Lohn- und Ge­
haltsdaten zu unterlassen. Der Antragsteller verweigerte zunächst 
die Abgabe einer solchen Erklärung und leitete das vorliegende 
Beschlußverfahren ein. Nachdem das Arbeitsgericht den geltend 
gemachten Verpflichtungs- und Unterlassungsanspruch des Antrag­
stellers verneint hatte, gab der Antragsteller mit Schreiben vom 
2.. März 1984'die Erklärung ab, jegliche Veröffentlichung von 
Lohn- und Gehaltsdaten zu unterlassen. Der danach für der.
16. März 1984 verabredete Einsichtstermin wurde wegen eines 
Warnstreiks nicht wahrger.ommen. Noch im März 1984 veröffentlichte 
die Betriebszeitung der IG Druck und Papier im Bauer Konzern 
H "Unser Blatt" unter der Überschrift Lohnstruktur bei

in einem Schaubild u.a. die gezahlten Effek-B H
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tivlöhne in Prozenten unter Angabe von 100 % des tariflichen 
Faöharbeiterlohns aufgegliedert in Produktionsabteilungen. Nach 
dieser Veröffentlichung teilte die Antragsgegnerin dem Antrag­
steller mit Schreiben vom 4. April 1984 mit, der erneuten Ter- 
mir.svereinbarung zur Einsicht in die. Bruttolohn-“ und -gehalts­
listen stehe nichts im Wege, wenn der Antragsteller eine geän­
derte Erklärung abgebe, bis zur Entscheidung im vorliegend an­
hängigen Beschlußverfahren die Veröffentlichung von Lohn- und 
Gehaltsdaten und deren Weitergabe zu unterlassen. Der Antrag­
steller setzte jedoch das Verfahren ohne die' Abgabe der verlang­
ter. Erklärung fort.

Der Antragsteller hat gemeint, mit der Veröffentlichung vom 
März 1983 nicht gegen § 79 BetrVG verstoßen zu haben. Die in der 
Betriebsinformation vom März 1983 veröffentlichten Daten habe di 
Antragsgegnerin nicht für geheimhaltungsbedürftig erklärt. Die 
Daten seien darüber hinaus so allgemein gehalten, daß keinerlei 
Rückschlüsse auf betriebliche Lohn- und Gehaltsstrukturen oder 
Kalkulationen zu ziehen seien, zumal sie nur einen kleinen Ne- 
fcenbetrieb des Hauptbetriebs in Köln beträfen. Er habe keine Da­
ten weitergegeben, die zur Veröffentlichung in der Betriebszei­
tung der IG Druck und Papier vom März 1984 geführt hätten. Das 
Verhalten der Antragsgegnerin stelle einen groben Verstoß im 

Sinne vor. § 23 Abs.3 BetrVG dar..

Der Antragsteller hat zuletzt beantragt,:

1. die Antragsgegnerin zu verpflichten, dem 
bei dem Antragsteller gebildeten Personal-

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


-5-

ausschuß Einblick in die Bruttolohn- und 
Gehaltslisten zu gewähren,

2. der Antragsgegnerin anzudrohen, für jeden 
Verstoß gegen eine rechtskräftige Entschei­
dung gemäß Ziff. 1 Zwangsgelder gemäß § 23 
Abs. 3 BetrVG aufzuerlegen.

Die Antragsgegnerin hat Zurückweisung der Anträge beantragt 
und gemeint, der Antragsteller habe keinen Anspruch auf Ein­
sichtnahme in die Lohn- und Gehaltslisten, weil er durch die 
Veröffentlichung von Gehaltsstrukturen sein Recht zur Einsicht­
nahme nach § 80 Abs. 2 BetrVG zu rechtsmißbräuchlichen Zwecken 
verwandt habe und keine Gewähr dafür biete, daß diese Rechtsver­
letzung künftig unterbleibe. Der IG Druck und Papier sei eine 
genaue Aufstellung der Effektivgehälter nur möglich gewesen, weil 
der Antragsteller die ihm zugänglich gemachten Daten der Gewerk­
schaft weitergegeben habe. So bestehe Wiederholungsgefahr.

Arbeitsgericht und Landesarbeitsgericht haben die Anträge 
zurückgewiesen. Mit der zugelassenen Rechtsbeschwerde verfolgt 
der Antragsteller sein erstinstanzliches Verfahrensziel weiter, 
während die Antragsgegnerin die Zurückweisung der Rechtsbe­
schwerde beantragt.

II. Die Rechtsbeschwerde ist unbegründet.

1. Das Landesarbeitsgericht hat angenommen, der Antragsteller 
habe zwar grundsätzlich einen Anspruch auf Einblicknahme in die 
Bruttolohn- und -gehaltslisten gemäß § 80 Abs. 2 Satz 2 BetrVG.
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Dem Einblicksverlangen stehe aber der Einwand des Rechtsmiß- 
Ürauchs entgegen. Der Anspruch aus ■§ 80 Abs. 2 Satz 2 BetrVG 
unterliege der Mißbrauchskontrolle. Der Antragsteller übe sein 
Recht in unzulässiger Weise aus, wenn er erneut Einblick in die 
Bruttolohn- und -gehaltslisten verlange, weil er zuvor in 
pflichtwidriger Weise Daten veröffentlicht habe,- die seinem Per­
sonalausschuß durch Ausübung des Einblicksrechts bekannt geworden 
seien. Bei den veröffentlichten Daten handele es sich um solche, 
die die Antragsgegnerin zu Recht zu Betriebs- und Geschäftsge­
heimnissen im Sinne von § 79 Abs. 1 BetrVG erklärt habe. Da der 
Antragsteller deutlich gemacht habe, die Daten aus den Brutto­
lohn- und -gehaltslisten in der gleichen Form wie bisher zu ver­
öffentlichen, weil er sich dazu für befugt halte, sei die An­
tragsgegnerin berechtigt, das Einsichtsrecht im Hinblick auf die 
künftig zu befürchtenden Rechtsverletzungen durch den Antrag­
steller zu verweigern, bis dieser erkläre, keine weiteren Veröf­
fentlichungen vornehmen und Daten weitergeben zu wollen. Da die 
Antragsgegnerin ihre betriebsverfassungsrechtlichen Pflichten 
nicht verletzt habe, sei der Antrag zu Ziff. 2 ebenfalls unbe­
gründet .

Diese Ausführungen des Landesarbeitsgerichts halten der 
rechtsbeschwerderechtlichen Überprüfung stand.

2. Der nach § 28 BetrVG gebildete Personalausschuß des An­
tragstellers hat gegen die Antragsgegnerin gemäß § 80 Abs. 2 
Satz 2 2. Halbsatz BetrVG einen Anspruch, Einblick in die
Listen über Bruttolöhne und -gehälter zu nehmen (BAGE 25, 75; BAG
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Beschluß vom 12. Februar 1980 - 6 ABR 2/78 - AP Nr. 2 und 12 zu 
§ 80 BetrVG 1972 J BAGE 35, 342 = AP Nr. 75 zu § 80 BetrVG 1972; 
BAG Beschluß vom 10. Februar 1987 - 1 ABR 43/84 - DB 1987, 1152 
= NZA I987, 385). Es gehört zu den Aufgaben des Betriebsrats, die 
Einhaltung der kollektiven Entgeltregelungen in Tarifverträgen 
oder Betriebsvereinbarungen sowie der Grundsätze von Recht und 
Billigkeit bei der Vergütung der Arbeitnehmer und die Wahrung des 
Gleichbehandlungsgrundsatzes zu überwachen. Das macht den Ein­
blick in die Entgeltlisten ohne besonderen Anlaß erforderlich 
(BAGE 35, 342, aaO).

3. Der Realisierung des Anspruchs steht z.Z. jedoch der Einwand 
der unzulässigen Rechtsausübung entgegen. Die in den II 242, 826 
BGB zum Ausdruck gekommene Einrede der unzulässigen Rechtsaus- 
übüng beherrscht das gesamte Recht (BAGE 32, 739 = AP Nr. 1 zu 
§ 1 BetrAVG Treuebruch) und findet auch im Betriebsverfassungs­
recht Anwendung (BAGE 15» 307 = AP Nr. 1 zu § 45 BetrVG). So 
kann einem Ausschuß des Betriebsrats auch das Einblicksrecht nach 
§ 80 Abs. 2 Satz 2 BetrVG verwehrt werden, wenn seine Geltend­
machung eine unzulässige Rechtsausübung darstellt (BAGE 25, 292, 
297 = AP Nr. 3 zu § 80 BetrVG 7972» zu III 3 a. E. der Gründe;
BAG Beschluß vom 12. Februar 1980 - 6 ABR 2/78 - AP Nr. 12 zu 
§ 80 BetrVG 1972» zü 3 e a.E. der Gründe). Das kann u.a. (vgl. 
die Fallgruppendarstellung bei Palandt/Heinrichs, BGB,
46. Aufl., § 242 Anm. 4 C b und Staudinger/Schmidt, BGB,
12. Aufl., § 242 Rz 657 ff.) dann der Fall sein, wenn dem Be­
rechtigter. eine Verletzung eigener Pflichten vorzuwerfen ist 
(Palandt/Heinrichs, aaO; Staudinger/Schmidt, aaO, Rz 612 - 631).
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Der Begriff der unzulässigen Rechtsausübung ist ein unbe­
stimmter Rechtsbegriff, der der Nachprüfung ir. der Rechtste- 
schwerdeinstanz nur dahin unterliegt, ob der Rechtsbegriff selbst 
verkannt ist, ob die Unterordnung des Sachverhalts unter die 
Rechtsnorm Denkgesetze oder allgemeine Erfahrungssätze verletzt 
und schließlich, ob die Beurteilung wegen Ubersehens wesentlicher 
Umstände insbesondere bei der Abwägung der gegenseitigen In­
teressen offensichtlich fehlerhaft ist (BAG Urteil vom 30. Juni 
1966 - 5 AZR 62/66 - AP Nr. 3 zu § 3 BUrlG Rechtsmißbrauch; BAG 
Urteil vom 25. Oktober 1984 - 2 AZR 417/83 - AP Nr. 3 zu $ 273 
BGB, zu II 6 a der Gründe).

4. Entgegen der Auffassung der Rechtsbeschwerde ist das Lan­
desarbeitsgericht zu Recht davon ausgegangen, der Antragsteller 
habe im März 1983 durch die Veröffentlichung in der Betriebs­
ratsinformation § 79 BetrVG verletzt. Nach § 79 Abs. 1 Satz 1 
BetrVG sind die Mitglieder und Ersatzmitglieder des Betriebsrats 
verpflichtet, Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse, die ihnen we­
gen ihrer Zugehörigkeit zum Betriebsrat bekannt geworden und vom 
Arbeitgeber ausdrücklich als geheimhaltungsbedürftig bezeichnet 
worden sind, nicht zu offenbaren und nicht zu verwerten. Der aus 
dieser Vorschrift folgende Unterlassungsanspruch (BAG Beschluß 
vom 26. Februar 1987 - 6 ABR 46/84 - zur Veröffentlichung be­
stimmt) richtet sich nicht nur gegen die Betriebsratsmitglieder, 
sondern auch gegen den Betriebsrat als Organ der Betriebsverfas­
sung (BAG, aaO). Mit seiner Veröffentlichung vom März 1983 hat 
der Betriebsrat Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisse offenbart.
Der Begriff des Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisses wird weder
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im Betriebsverfassungsgesetz noch in anderen Gesetzen wie im UWG 
und GWB definiert. Nach der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs 
und des Bundesarbeitsgerichts, der sich das Schrifttum ange­
schlossen hat, wird unter dem Begriff des Betriebs- oder Ge­
schäftsgeheimnisses jede im Zusammenhang mit einem Betrieb steh­
ende Tatsache verstanden, die nicht offenkundig, sondern nur 
einem eng begrenzten Personenkreis bekannt 1st, und nach dem 
Willen des Betriebsinhabers aufgrund eines berechtigten wirt­
schaftlichen Interesses geheimgehalten werden soll (BGH Urteile 
vom 15. März 1955 - I ZR 111/53 - LM Nr. 2 zu § 17 UWG und vom 
1. Juli I960 - I ZR 72/59 - GRÜR 1961, 40, 43; BAGE 41, 21 = AP 
Nr. 1 zu § 611 BGB Betriebsgeheimnis; Baumbaeh/Hefermehl, Wett­
bewerbsrecht, 14. Aufl., § 17 UWG Rz 2 bis 7; Gloy/Harte- 
Bavendamm, Handbuch des Wettbewerbsrechts 1986, § 42 Rz 197 ff.; 
Reimer/von Gamm, Wettbewerbs- und Warenzeichenrecht, 4. Aufl.,
Bd. 2, 57. Kap. Anm. 1; vor. Gamm, Gesetz gegen den unlauteren 
Wettbewerb, 2. Aufl., § 17 Rz 4; Galperin/Löwisch, BetrVG,
6. Aufl., § 79 Rz 6; Dietz/Richardi, BetrVG, 6. Aufl., § 79 
Rz,4; Thiele, GK-BetrVG, 3. Bearb., Stand November 1982, $ 79 
Rz 5; Hess/Schlochauer/Glaubitz, BetrVG, 3. Aufl., § 79 Hz 3; 
Fitting/Auffarth/Kaiser/Heither, BetrVG, 15. Aufl., 5 79 Rz 2). 
Dem hat sich der Senat in seinem Beschluß vom 26. Februar 1987 
(aaO) angeschlossen.

a) Diese Voraussetzungen sind im Streitfall gegeben. Die Grup­
pierung der Ubertariflichen Zulagen in einem Druckbetrieb und 
ihre Zuordnung zu den Arbeitnehmern in den Kostenstellen sind 
nicht offenkundig. Eine Tatsache ist offenkundig, wenn sich jeder
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Interessierte ohne besondere Mühe Kenntnis verschaffen kann (BAGE 
41,' 21, aaO). Die veröffentlichten Zahlen über die Höhe der Zu­
lagen in den jeweiligen Abteilungen standen weder jedermann zur 
Verfügung noch waren sie ohne Mühe zu beschaffen. Die Antrags­
gegnerin hat ferner ihren Willen, die Gehaltsdaten geheimzuhal- 
len, gegenüber dem Antragsteller deutlich gemacht. Sie hat daran 
auch ein objektiv berechtigtes wirtschaftliches Interesse. Die 
Höhe der übertariflichen Bestandteile und ihre Verteilung auf die 
Arbeitnehmer der Arbeitsgruppen stellen Kalkulationsunterlagen 
dar, die .im Schrifttum allgemein als Geschäftsgeheimnis angesehen 
werden (Galperin/Löwisch, aaO, § 79 Rz 6; Fitting/Auffarth/ 
Kaiser/Heither, aaO, § 79 Rz 2; Gr.ade/Kehrmann/Schneider/Blanke, 
BetrVG, 2. Aufl., § 79 Rz 4; Thiele, aaO, §• 79 Rz 6; Gloy/ 
Barte-Bavendamm, aaO, § 43 Rz 7, 13; Reimer/von Gamm, aaO,
Anm. 4; von Gamm, aaO, § 17 Rz 4; Vogt, Zur Vorlagepflicht von 
Unterlagen bei der Erteilung wirtschaftlicher Informationen an 
Wirtschaftsausschuß und Betriebsrat, BB 1978, 1125, 1130, 1131). 
Im Schrifttum ist jedoch umstritten, ob und unter welchen Vor­
aussetzungen die innerbetriebliche Lohn- oder Gehaltsstruktur zu 
den Kalkulationsunterlagen zu rechnen und damit als Geschäftsge­
heimnis anzusehen ist (ohne nähere Begründung bejahend 
Galperin/Löwisch, aaO, § 79 Rz 6; Stege/Weir.spach, BetrVG,
5 Aufl., § 79 Rz 1; Stege, Die Geheimhaltungspflicht für Ar­
beitnehmer, Betriebsräte und Arbeitnehmervertreter in Aufsichts­
räten, DB 1977, Beilage Nr. 8, S. 2; ebenso ohne Begründung 
verneinend Gnade/Kehrmann/Schneider/Blanke, aaO, § 79 Rz 8; 
Blanke, Lohn- und Gehaltsdaten - Geheimhaltungspflicht des Be­
triebsrats, AiB 1982, 6, 7). Nach Auffassung des Senats (Beschluß
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vom 26. Februar 1*987 - 6 ABR 46/84 -) läßt sich die Frage, ob 
die Lohr.- oder' Gehaltsstruktur eines- Betriebes oder eines Teils 
eines; Betriebes zu den Geschäftsgeheimnissen zu zählen ist, nicht 
generell, sondern nur unter Berücksichtigung der Besonderheiten 
des betroffenen Unternehmensbereichs beantworten. Die Voraus­
setzung eines objektiv berechtigten wirtschaftlichen Interesses 
zur Anerkennung bestimmter Tatsachen als Betriebs- oder Ge­
schäftsgeheimnis und der Schutzzweck der Bestimmungen des § 79 
BetrVE lassen erkennen, daß nicht in jedem Fall Lohn- und Ge­
haltsdaten, die stets ein Teil der betriebswirtschaftlichen Kal­
kulation über Umsätze und Gewinnmöglichkelten sind, als Ge­
schäftsgeheimnisse bezeichnet werden können. Vielmehr muß die 
Geheimhaltung der Daten gerade' dieses- Betriebs bzw. eines Teils 
eines Betriebs oder einer bestimmten Arteltnehmergruppe für den 
wirtschaftlichen Erfolg des Betriebs Insofern von Vorteil sein, 
als die Konkurrenz mit deren Kenntnis- ihre eigene Wettbewerbs­
fähigkeit steigern könnte. Denn mit § 79 BetrVG soll die unge­
störte Ausübung des Gewerbes auch gerade aufgrund Dritten nicht 
zugänglichen Erkenntnissen,, Erfahrungen und Unterlagen (vgl. 
Gloy/Harte-Baver.daram, aaO, § 43 Rz 8) und damit die Wettbewerbs­
fähigkeit des Betriebsinhabers (Baumbach/Hefermehl, aaO, § 17 UWG 
Rz 2) geschützt werden. Sind hingegen die zu den Kalkulations­
grundlagen hinzuzurechnenden Bruttogehaltsdater. für die Reaktion 
der Konkurrenz auf dem Markt unergiebig, so besteht kein objektiv 
berechtigtes wirtschaftliches Interesse an der Geheimhaltung. Ein 
dennoch geäußerter Wille des Unternehmers ist für die Begründung 
einer besonderen Schweigepflicht des Betriebsrats unerheblich.
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fc} Das Landesarbeitsgericht ist bei der Würdigung des Streit­
falls von einem derartigen Betriebs- oder Geschäftsgeheimnisbe- 
griff ausgegangen. Es hat im folgenden die Besonderheiten des 
Streitfalls gewürdigt. Die Höhe der übertariflichen Zulagen 
hochqualifizierter und effektiv hochbezahlter Facharbeiter einer 
Druckerei, die den Anforderungen modernster Fertigungsmethoden 
cnüger. müssen, stellen nicht nur einen wesentlichen Faktor bei 
der Berechnung der Produktionskosten dar, sondern bestimmen un­
mittelbar die Zusammensetzung des hochqualifizierten Mitarbei­
terstabs. Die Kenntnis, welche Aufwendungen ein Druckereibetrieb 
im übertariflichen Bereich zur Erhaltung oder Verstärkung des 
Facharbeiterkreises verwendet, erleichtert den Konkurrenten er­
folgversprechende Abwerbungen gezielt in den Abteilungen, die im 
eigenen Betrieb qualitativ und/oder quantitativ unterbesetzt 
sind. Das gilt auch unter den Umständen, daß durch die veröf­
fentlichten Angaben keine unmittelbare Individualisierung der 
effektiv geringer entlohnten Mitarbeiter möglich ist. Das Schau- 
bild kann aber Anlaß für Überlegungen sein, wie der Wettbewerbs­
erfolg des anderen geschmälert und der eigene gesteigert werden 
kann. Die durch die Geheimhaltung der Daten geschützte Wettbe­
werbsfähigkeit ist also tangiert. Deshalb stellen die Angaben 
dt er' die Höhe Ubertariflicher Zulagen in einem Druckereibetrieb 

:-rlagen dar, die zum Gegenstand eines Betriebs- oder Ge­
schäftsgeheimnisses erklärt werden können.

5, Hat der Berechtigte nach Ausübung seines Rechts im näch­
tigenden seine Pflichten verletzt, wie der Antragsteller im 
.'s,.reitfall, so folgt daraus jedoch nicht gleichsam automatisch
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ein Hinderungsgrund für die erneute Ausübung des gesetzlich nor­
mierten Rechts. Es gibt keinen Grundsatz, wonach nur derjenige 
Rechte geltend machen kann, der sich selbst rechtstreu verhält 
(Palandt/Heinrichs, aaO, § 242 IV C b; MünchKomm-Roth, BGB,
2. Aufl., § 242 Rz 381; BAGE 26, 161, 171 = AP Nr. 3 zu § 9 
MuSchG 1968). Das Bundesarbeitsgericht hat wiederholt ausgespro­
chen, gegenüber zwingenden gesetzlichen Ansprüchen greife der 
Einwand der unzulässigen Rechtsausübung bei einem treuwidrigen 
Verhalten des Berechtigten nur in besonders krassen Fällen durch. 
Es sei jeweils auf die Umstände des Einzelfalles abzustellen und 
eine umfassende Interessenabwägung vorzunehmen (SAGE 15, 307; 26, 
I6l; 32, 139, jeweils aaO). Die Interessenabwägung des Landesar­
beitsgerichts genügt den vorgenannten Ansprüchen. Sie berück­
sichtigt die Aufgabenstellung des Betriebsrats, die die Ein­
sichtnahme in die Entgeltlisfcen erforderlich macht, und die Tat­
sache, daß diese nicht mehr erfüllt werden kann, wenn dem Be­
triebsrat das Einsichtsrecht auch vorübergehend nicht gewährt 
Wird. Sie bewertet zutreffend den Umstand, daß der Betriebsrat 
zur Erfüllung seiner Aufgaben nicht gezwungen war, Daten zu ver­
öffentlichen, sondern andere Mittel besitzt, um Verstöße gegen 
gesetzliche, tarifliche und betriebliche Bestimmungen zu rügen 
und für die Beseitur.g zu sorgen. Das Landesarbeitsgericht hat 
schließlich zu Recht berücksichtigt, daß der Betriebsrat zwar zu 
Beginn des Verfahrens einen vertretbaren, von der höchstrichter­
lichen Rechtsprechung nicht geklärten Rechtsstandpunkt zur Qua­
lität der Lohnunterlagen als Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis 
eingenommen hat und an diesen bis zum Schluß der Tatsachenin-, 
stanzen trotz zwischenzeitlicher Entscheidungen im Betrieb der
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Mutt er ge sell schaft festgehalten hat mit der Folge, daß er sich 
weiterhin für berechtigt hielt, die Daten aus den Bruttolohn- und 
- gehaltslisten in der gleichen Form wie bisher zu veröffentli­
chen. Angesichts dessen kann die nach Abwägung der Einzelumstände 
getroffene Entscheidung des Landesarbeitsgerichts nicht bean­
standet werden, dem Betriebsrat im Ergebnis das grundsätzlich 
bestehende Einsichtsrecht so lange zu verwehren, bis dieser eine 
die Wiederholung der pflichtverletzenden Veröffentlichungen aus­
schließende Erklärung, einschließlich über die Weitergabe der 
Daten an Dritte, abgibt. Daraus folgt zugleich, daß es angesichts 
des eingeschränkten rechtsbeschwerderechtlichen Uberprüfungsmaß­
stabes ebenfalls nicht zu beanstanden ist, wenn das Landesar­
beitsgericht die gegenteilige Lösung des Beschlußverfahrens ver­
worfen hat, den gesetzlichen Anspruch des Antragstellers ohne 
Einschränkung zu bestätigen und ihn nur in den Gründen auf die 
zurückliegende Pflichtverletzung hinzuweisen. Denn bei dieser 
Verfahrensweise hätte die Antragsgegnerin keine-Handhabe, die 
nächste Pflichtverletzung zu verhindern. Es ist ihr aber nicht 
zuzumuten, eine weitere Veröffentlichung abzuwarten, um dann ge­
gen den Betriebsrat Vorgehen zu können. Es ist vielmehr inter­
essengerecht, die Einsichtnahme vorläufig bis zur Abgabe einer 
das Betriebs- oder Geschäftsgeheimnis relativ stärker schützenden 
Erklärung zu verweigern.

6. Da der Antragsgegnerin mit der Ausübung ihres Gegenrechts 
aus § 242 BGB kein Verstoß gegen das BetrVG vorgeworfen werden 
kann, kommen Ansprüche des Betriebsrats aus § 23 BetrVG ebenso­
wenig wie eine Festsetzung von Zwangsgeldern nach der ZPO in Be-
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trächt.

7. Der Senat hat zur Verdeutlichung der Tatsache, daß dem An­
tragsteller das Einblicksrecht in die Entgeltlisten der Antrags­
gegnerin nicht endgültig verwehrt wird, sondern nur ein vorüber­
gehendes Gegenrecht der Antragsgegnerin besteht, den Tenor des 
Beschwerdegerichts entsprechend ergänzt.

Dr. Röhsler Dörner
zugleich für den in 
Urlaub be findliehen 
Richter Schneider

Wendlandt Schmidt
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